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Drucksache 1674 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen; 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Wirtsdiaftsstrafgesetzes 1954 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Im Gesetz zur weiteren Vereinfachung des 
Wirtschaftsstrafrechts (Wirtschaftsstrafgesetz 
1954) vom 9. Juli 1954 (Bundesgesetzbl. I 
S. 175) wird der folgende neue § 2 a einge- 
fügt: 

„§ 2 a 

Preisüberhöhung 

(1) Wer vorsätzlich In befugter oder unbe- 
fugter Betätigung in einemBeruf oderGewerbe 
für Gegenstände oder Leistungen des lebens- 
wichtigen Bedarfs, für die ein wirksamer und 
freier Leistungswettbewerb nicht besteht, un- 
angemessene Entgelte fordert, verspricht, 
vereinbart, annimmt oder gewährt, begeht 
eine Ordnungswidrigkeit. 


(2) In der Regel Ist ein Entgelt insbeson- 
dere dann unangemessen, wenn gesunkene 
Preise für die Wiederbeschaffung oder Wie- 
dererzeugung nicht berücksichtigt sind oder 
bei gestiegenen Herstellungs- oder Anschaf- 
fungskosten die nach Hundertsätzen berech- 
nete Gewinn- oder Handelsspanne nldit 
angemessen gesenkt Ist. 

(3) Von der Einleitung eines Verfahrens 
ist abzusehen und ein bereits eingeleitetes 
Verfahren ist einzustellen, wenn kein öffent- 
liches Interesse verletzt ist.“ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin, 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am In Kraft. 


Bonn, den 16, September 1955 


Ollenhauer und Fraktion 


Drude: Bonner Universltäts-Budidrudcerel, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Han^ Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3S51 



